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Pelzsachen im Privatbesitz 1985/2025 

(AVB Schmuck und Pelze 1985/2025) 

Musterbedingungen des GDV 
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1 Versicherte Sachen 

Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeich-
neten Juwelen, Schmuck- und Pelzsachen. 

2 Versicherte Gefahren und Schäden 

2.1 Der Versicherer trägt mit Ausnahme der in Ziffer 3 ge-
nannten Gefahren alle Gefahren, denen die versicher-
ten Sachen während der Dauer der Versicherung aus-
gesetzt sind. 

2.2 Versicherungsschutz besteht gegen Abhandenkom-
men, Zerstörung oder Beschädigung versicherter Sa-
chen als Folge einer versicherten Gefahr. 

3 Ausschlüsse 

3.1 Ausgeschlossen sind die Gefahren 

3.1.1 des Krieges, Bürgerkrieges oder kriegsähnlicher Er-
eignisse und solche, die sich unabhängig vom Kriegs-
zustand aus der feindlichen Verwendung von Kriegs-
werkzeugen sowie aus dem Vorhandensein von 
Kriegswerkzeugen als Folge einer dieser Gefahren er-
geben; 

3.1.2 von Streik, Aussperrung, Arbeitsunruhen, terroristi-
schen oder politischen Gewalthandlungen, unabhän-
gig von der Anzahl der daran beteiligten Personen, 
Aufruhr und sonstigen bürgerlichen Unruhen; 

3.1.3 der Beschlagnahme, Entziehung oder sonstiger Ein-
griffe von hoher Hand; 

3.1.4 aus der Verwendung von chemischen, biologischen, 
biochemischen Substanzen oder elektromagneti-
schen Wellen als Waffen mit gemeingefährlicher Wir-
kung, und zwar ohne Rücksicht auf sonstige mitwir-
kende Ursachen;  

3.1.5 der Kernenergie oder sonstiger ionisierender Strah-
lung. 

3.2 Ausgeschlossen sind Schäden durch 

3.2.1 Abnutzung oder Selbstverderb; 

3.2.2 Be- oder Verarbeitung, 

3.2.3 Überdrehen oder Ausbrechen von Zähnchen oder 
sonstige innere Beschädigung von Uhren; 

3.2.4 Ungezieferfraß an Pelzen. 

3.3 Ist der Beweis für das vorliegen einer dieser Gefahren 
oder Schäden nicht zu erbringen, so genügt für den 
Ausschluss der Haftung des Versicherers die über-
wiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden auf 
eine dieser Gefahren zurückzuführen ist. 

4 Geltungsbereich 

Die Versicherung gilt für Versicherungsnehmer mit 
ständigem Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutsch-
land und erstreckt sich auf Reisen und Aufenthalte in 
der ganzen Welt. 

5 Umfang des Versicherungsschutzes 

5.1 Versicherungsschutz besteht, solange die versicher-
ten Sachen durch den Versicherungsnehmer oder ei-
nen mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Fa-
milienangehörigen 

5.1.1 in einer ihrer Bestimmung entsprechenden Weise ge-
tragen werden; 

5.1.2 in persönlichem Gewahrsam – Juwelen und 
Schmucksachen in hierfür geeigneten Behältnissen – 
sicher verwahrt mitgeführt werden; 
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5.1.3 während einer Fahrtunterbrechung unbeaufsichtigt im 
verschlossenen Kofferraum eines allseitig verschlos-
senen Personenkraftwagens zurückgelassen werden, 
wenn der Kofferraum vom Innenraum her nicht zu-
gänglich ist (Entschädigungsgrenze: Ziffer 6.7); Versi-
cherungsschutz besteht jedoch nur, wenn der Scha-
den während des Tages Eintritt und die Fahrtunterbre-
chung nicht länger als die im Versicherungsvertrag 
vereinbarte Zeit dauert. Als Tageszeit gilt allgemein 
die Zeit zwischen 06.00 Uhr und 22.00 Uhr. 

5.1.4 in einem festen Gebäude aufbewahrt werden (Ent-
schädigungsgrenzen Ziffern  5.5 und 6). Versiche-
rungsschutz gegen Abhandenkommen (Ziffer 2.2) be-
steht jedoch nur bei Einbruchdiebstahl und Raub. 

5.2 Pelzsachen sind auch versichert 

5.2.1 in Garderobenablagen von Theater, Lokalen und der-
gleichen; 

5.2.2 wenn sie sich als Reisegepäck im Gewahrsam eines 
Beförderungsunternehmens befinden, oder wenn sie 
als Postpaket mit einer Wertangabe von .......... Euro 
verschickt werden.  

5.3 Für Sachen, die einem Juwelier oder Kürschner zur 
Schätzung, Reparatur, Umarbeitung, Aufbewahrung 
oder zu ähnlichen Zwecken übergeben wurden, be-
steht ebenfalls Versicherungsschutz. 

5.4 Für Sachen in Zweitwohnungen besteht Versiche-
rungsschutz gemäß Ziffern 5.1.4 und 6 nur, solange 
die Zweitwohnung bewohnt ist. 

5.5 Für Juwelen und Schmucksachen in Hotels und ande-
ren Beherbergungsbetrieben, sowie gemieteten Feri-
enwohnungen und -häusern besteht auch Versiche-
rungsschutz während der Versicherungsnehmer oder 
eine Person gemäß Ziffer 5.1 dort vorübergehend 
wohnt solange diese Sachen 

5.5.1 in Depotaufbewahrung gegeben sind; 

5.5.2 in Zimmersafes oder ähnlichen Behältnissen aufbe-
wahrt werden, und zwar bis zur Entschädigungs-
grenze gemäß Ziffer 6.1.1. 

5.6 Die Bestimmungen gemäß Ziffer 5 gelten für Reisen 
mit Passagierschiffen entsprechend. 

6 Entschädigungsgrenzen, Selbstbehalt 

6.1 Für Schäden gemäß 5.1.4 (Versicherungsschutz in ei-
nem festen Gebäude) an Juwelen und Schmucksa-
chen – ausgenommen bei Raub –  ist die Entschädi-
gung je Versicherungsfall begrenzt auf 

6.1.1 .......... Euro für Sachen, die nicht gemäß Ziffern  6.1.2 
bis 6.1.5  aufbewahrt werden, 

6.1.2 .......... Euro für Sachen in einem mehrwandigen Stahl-
schrank (Mindestgewicht 200 kg) oder im mehrwandi-
gen Möbeleinsatzschrank mit fester Verankerung im 
Mauerwerk, oder in einem eingemauerten Stahlwand-
schrank (mindestens 10 cm dicker Betonmantel) mit 
mehrwandiger Tür, alternativ VdS-Grad N/Euronorm. 

Die Schränke müssen leichten Schutz gegen Angriffe 
mit einfachen Einbruchwerkzeugen, jedoch keinen 
Schutz gegen Schneidbrenner, aber Schutz gegen 
leichte Brände bieten (Sicherheitsstufe B des VDMA-
Einheitsblattes 24990), alternativ VdS-Grad N/Euro-
norm; 

6.1.3 .......... Euro für Sachen in einem mehrwandigen Stahl-
schrank der Sicherheitsstufe C1F nach RAL-RG 
626/2, alternativ VdS-Grad I/Euronorm; 

6.1.4 .......... Euro für Sachen in einem mehrwandigen Stahl-
schrank der Sicherheitsstufe C 2 F nach RAL-RG 
626/2, alternativ VdS-Grad II/Euronorm; 

6.1.5 .......... Euro für Sachen in einem Panzergeldschrank 
der Sicherheitsstufe D 1 nach RAL-RG 626/1 oder D 
10 nach RAL-RG 626/10, alternativ VdS-Grad 
III/Euronorm. 

6.2 Sind mehrere gleichartige Behältnisse gemäß Ziffern 
6.1.2 bis 6.1.5 vorhanden, so erhöht sich die Entschä-
digungsgrenze maximal auf das Doppelte des Betra-
ges, der für das einzelne Behältnis als Entschädi-
gungsgrenze genannt ist. 

6.3 Die Beträge gemäß Ziffern 6.1.2 bis 6.1. 5 und 6.2 ver-
doppeln sich, soweit die Behältnisse durch eine vom 
Verband der Schadenversicherer (VdS) anerkannte 
Einbruchmeldeanlage mit automatischem Polizeinot-
ruf oder mit Anschluss über posteigene Stromwege 
(Postmietleitung) an ein vom VdS anerkanntes Wach- 
und Sicherheitsunternehmen überwacht werden. 

6.4 Behältnisse, die nicht alle gemäß Ziffer 6.1 genannten 
Voraussetzungen aufweisen, stehen demjenigen Be-
hältnis gleich, dessen Sicherheitsmerkmalen sie ent-
sprechen. 

6.5 Bei Aufbewahrung von versicherten Sachen im Tresor 
eines Kreditinstitutes gelten die Entschädigungsgren-
zen nicht. 

6.6 Für Schäden gemäß Ziffer 5.1.4  an Pelzsachen ist die 
Entschädigung mit .......... Euro begrenzt, soweit die 
Räumlichkeiten, in denen sich die Pelzsachen befin-
den, nicht durch eine Einbruchmeldeanlage gemäß 
Ziffer 6.3 überwacht werden. 

6.7 Für Schäden gemäß Ziffer 5.1.3 (verschlossener Kof-
ferraum) an Juwelen, Schmuck und Pelzsachen durch 
Abhandenkommen ist die Entschädigung je Versiche-
rungsfall auf ......... Euro begrenzt. 

6.8 Bei Schäden durch Verlieren trägt der Versicherungs-
nehmer einen im Versicherungsvertrag vereinbarten 
Selbstbehalt. 

7 Anzeigepflicht 

7.1 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekann-
ten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform gefragt hat und die für den 
Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Ver-
trag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der 
Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber 
vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform 
Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet 
sind, auf den Entschluss des Versicherers Einfluss 
auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem ver-
einbarten Inhalt abzuschließen. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen und kennt dieser den ge-
fahrerheblichen Umstand, muss sich der Versiche-
rungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst 
davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwie-
gen. 
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7.2 Unvollständige und unrichtige Angaben zu den ge-
fahrerheblichen Umständen berechtigen den Versi-
cherer, vom Versicherungsvertrag zurückzutreten. 

7.2.1 Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die unrich-
tigen oder unvollständigen Angaben weder vorsätz-
lich noch grob fahrlässig gemacht hat. 

7.2.2 Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob 
fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu ande-
ren Bedingungen, geschlossen hätte. 

7.2.3 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungs-
schutz. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht 
versagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Um-
stand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leis-
tung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber 
kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
nehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

Dem Versicherer steht der Teil der Prämie zu, der der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung ab-
gelaufenen Vertragszeit entspricht. 

7.3 Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlos-
sen, weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder 
auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, 
kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung ei-
ner Frist von einem Monat kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versiche-
rer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätte. 

7.4 Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündi-
gen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, aber zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedin-
gungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer 
die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die an-
deren Bedingungen ab der laufenden Versicherungs-
periode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Prämie 
um mehr als 10% oder schließt der Versicherer die 
Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Um-
stand aus, kann der Versicherungsnehmer den Ver-
trag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mittei-
lung des Versicherers fristlos kündigen. 

7.5 Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 7.2 bis 7.4 
zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schrift-
lich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeit-
punkt, zu dem er von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht be-
gründet, Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzu-
geben, auf die er seine Erklärung stützt; er darf nach-
träglich weitere Umstände zur Begründung seiner Er-
klärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht 
verstrichen ist. 

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 
7.2 bis7. 4 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Fol-
gen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 7.2 bis 
7.4 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den 
nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtig-
keit der Anzeige kannte. 

7.6 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arg-
listiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im 
Fall der Anfechtung steht dem Versicherer der Teil der 
Prämie zu, der der bis zum Wirksamwerden der An-
fechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit ent-
spricht.

8 Gefahrerhöhung 

8.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe 
der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die 
tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert wer-
den, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine 
Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfer-
tigte Inanspruchnahme des Versicherers wahrschein-
licher wären. 

Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht 
nur - vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Um-
stand ändert nach dem der Versicherer vor Vertrags-
schluss gefragt hat. 

Eine Gefahrerhöhung nach Ziffer 8.1 liegt nicht vor, 
wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder 
nach den Umständen als mitversichert gelten soll. 

8.2 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Ver-
sicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des 
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder 
deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 

Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass 
er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine 
Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so 
muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzei-
gen. 

Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, 
muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer un-
verzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis er-
langt hat. 

8.3 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung nach Ziffer 8.2, kann der Versicherer den Vertrag 
fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt hat. Beruht die Verletzung auf einfacher Fahr-
lässigkeit, kann der Versicherer den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat kündigen. Der 
Versicherer kann nicht kündigen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er die Pflichtverletzung 
nicht zu vertreten hat. 

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den 
Fällen nach Ziffer 8.3 bekannt, kann er den Vertrag 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündi-
gen. 

8.4 Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten Prämie 
verlangen oder die Absicherung der höheren Gefahr 
ausschließen. 
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Erhöht sich in diesem Fall der Prämie um mehr als 10 
Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung 
der höheren Gefahr aus, so kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündi-
gungsrecht hinzuweisen. 

8.5 Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Ver-
tragsanpassung erlöschen, wenn diese nicht inner-
halb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von 
der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der 
Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhö-
hung bestanden hat. 

8.6 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall 
ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflich-
tet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten 
nach Ziffer 8.1 vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der 
Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, 
so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entspricht. 
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat 
der Versicherungsnehmer zu beweisen. 

8.7 Bei einer Gefahrerhöhung nach Ziffer 8.2 Abs. 2 u. 3 
ist der Versicherer bei vorsätzlicher Verletzung der 
Pflichten des Versicherungsnehmers nicht zur Leis-
tung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später 
als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem 
die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein 
müssen. Verletzt der Versicherungsnehmer seine 
Pflichten grob fahrlässig, so gelten Ziffer 8.6 Satz 2 
und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht des Versi-
cherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhö-
hung zu dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt bekannt 
war. 

8.8 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt ferner be-
stehen, 

8.8.1 soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des 
Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungs-
pflicht war oder 

8.8.2 wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles 
die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelau-
fen und eine Kündigung nicht erfolgt war 

9 Prämie

9.1  Die erste oder einmalige Prämie wird unverzüglich 
nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Ver-
sicherungsscheins fällig. 

Zahlt der Versicherungsnehmer die erste oder einma-
lige Prämie nicht rechtzeitig, sondern zu einem späte-
ren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst 
ab diesem Zeitpunkt, sofern der Versicherungsneh-
mer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder 
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungs-
schein auf diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht 
wurde. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
hat. 

Zahlt der Versicherungsnehmer die erste oder einma-
lige Prämie nicht rechtzeitig, kann der Versicherer 
vom Vertrag zurücktreten, solange die Prämie nicht 
gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er 
die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

9.2 Die Folgeprämien werden zu dem jeweils vereinbar-
ten Zeitpunkt fällig. 

Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, gerät 
der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, 
es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu 
vertreten hat. 

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch 
den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann 
der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf des-
sen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, 
die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Be-
stimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen 
Beträge der Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen 
beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die mit dem 
Fristablauf verbunden sind. 

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab 
diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungs-
schutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung darauf 
hingewiesen wurde. 

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der 
Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der 
Zahlungsaufforderung darauf hingewiesen hat. 

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versi-
cherungsnehmer danach innerhalb eines Monats die 
angemahnte Prämie, besteht der Vertrag fort. Für Ver-
sicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündi-
gung und der Zahlung eingetreten sind, besteht je-
doch kein Versicherungsschutz. 

9.3 Ist die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, 
gilt als erste Prämie nur die erste Rate der ersten Jah-
resprämie. 

9.4 Die Haftung des Versicherers beginnt zum vereinbar-
ten Zeitpunkt, und zwar auch dann, wenn zur Prä-
mienzahlung erst später aufgefordert, die Prämie aber 
ohne Verzug gezahlt wird. Ist dem Versicherungsneh-
mer bei Antragstellung bekannt, dass ein Versiche-
rungsfall bereits eingetreten ist, so entfällt dafür die 
Haftung. 

9.5 Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses vor Ablauf der vereinbarten Dauer steht dem Ver-
sicherer dafür nur derjenige Teil der Prämie zu, der 
dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz 
bestanden hat. Wird das Versicherungsverhältnis 
durch Rücktritt wegen einer Anzeigepflichtverletzung 
oder durch Anfechtung des Versicherers wegen arg-
listiger Täuschung beendet, steht dem Versicherer die 
Prämie bis zum Wirksamwerden der Rücktritts- oder 
Anfechtungserklärung zu. Tritt der Versicherer wegen 
Fälligkeit der Prämie zurück, kann er eine angemes-
sene Geschäftsgebühr verlangen. 
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Kündigt der Versicherungsnehmer nach Eintritt eines 
Versicherungsfalls, so hat der Versicherer nur An-
spruch auf den Teil der Prämie, der der abgelaufenen 
Vertragszeit entspricht. Kündigt der Versicherer, so 
hat er die Prämie für das laufende Versicherungsjahr 
nach dem Verhältnis der noch nicht abgelaufenen zu 
der gesamten Zeit des Versicherungsjahres zurückzu-
zahlen. 

10 Obliegenheiten 

10.1 Der Versicherungsnehmer hat die versicherten Sa-
chen sorgfältig zu behandeln und in einem Zustand zu 
erhalten, der einem Verlust der Sachen oder von Tei-
len der Sachen vorbeugt. Insbesondere hat der Versi-
cherungsnehmer 

10.1.1 Schmucksachen mindestens alle 24 Monate durch ei-
nen Juwelier auf die Haltbarkeit der Schnüre, Fassun-
gen, Verschlüsse und Sicherungen hin prüfen und nö-
tigenfalls reparieren zu lassen; 

10.1.2 Schmucksachen während des Tragens zu sichern; 

10.1.3 Pelzsachen an unbewachten Garderobenablagen ge-
mäß Ziffer 5.2.1 ständig zu beobachten; 

10.1.4 Hotelzimmer, Wohnungen, Einfamilienhäuser etc. 
stets verschlossen zu halten. 

10.2 Der Versicherungsnehmer hat jeden Versicherungs-
fall unverzüglich dem Versicherer anzuzeigen. Bei ei-
nem Schaden durch Brand, Einbruchdiebstahl, Dieb-
stahl oder Raub hat der Versicherungsnehmer außer-
dem unverzüglich Anzeige bei der für den Schaden 
zuständigen Polizeidienststelle zu erstatten und die-
ser, ein Verzeichnis aller vom Schaden betroffenen 
Sachen einzureichen. Bei einem Schaden durch Ver-
lieren hat er Nachforschungen beim Fundbüro anzu-
stellen. 

10.3 Auch im Übrigen hat der Versicherungsnehmer den 
Schaden nach Möglichkeit abzuwenden oder zu min-
dern und sich insbesondere zu bemühen, abhanden 
gekommene Sachen wieder herbeizuschaffen. 

10.4  Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles zu erfüllen hat, kann der Versicherer den 
Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der 
Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versi-
cherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsver-
letzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrläs-
sigkeit beruhte. 

10.5 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätz-
lich verletzt, verliert der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verlet-
zung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen. Der vollständige oder teilweise 
Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei Verlet-
zung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls beste-
henden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur 
Voraussetzung, dass der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die 
Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt 
der Versicherungsschutz bestehen. 

10.6 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verlet-
zung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der dem Versicherer oblie-
genden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig 
verletzt hat. 

Die Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 
Versicherer ein ihm nach Ziffer 10.4 zustehendes 
Kündigungsrecht ausübt. 

11 Versicherungswert 

11.1 Versicherungswert ist der Wiederbeschaffungspreis 
(Neuwert). 

11.2 Ist der sich insbesondere aus Alter, Abnutzung und 
Gebrauch ergebende Zeitwert einer Sachen niedriger 
als .......... % des Wiederbeschaffungspreises (Neu-
wert), so ist der Versicherungswert nur der Zeitwert. 

12 Ermittlung der Ersatzleistung des Versicherers 

12.1 Vorbehaltlich der Entschädigungsgrenzen gemäß Zif-
fer 6 werden – unter Anrechnung etwaiger Restwerte 
– ersetzt 

12.1.1 für abhanden gekommene oder zerstörte Sachen der 
Versicherungswert zur Zeit des Eintritts des Versiche-
rungsfalls; der Versicherer ist berechtigt, statt einer 
Entschädigung in Geld Naturalersatz zu leisten; 

12.1.2 bei beschädigten Sachen die notwendigen Kosten ei-
ner fachmännischen Reparatur zuzüglich einer etwa 
durch den Versicherungsfall entstandenen und durch 
die Reparaturen nicht auszugleichenden Wertminde-
rung; ist Versicherungswert der Zeitwert, so werden 
die Reparaturkosten gekürzt, soweit durch die Repa-
ratur der Versicherungswert gegenüber der Zeit des 
Eintritts des Versicherungsfalls erhöht wird. 

12.2 Bei paarweise zu tragenden Schmucksachen sind die 
Kosten der Wiederherstellung des Paares oder eines 
Paares gleicher Art und Güte maßgebend. Bei sonsti-
gen zusammengehörigen Schmucksachen bleibt da-
gegen der durch Schäden an Einzelstücken verur-
sachte Minderwert anderer Stücke unberücksichtigt. 

12.3 Ist die Versicherungssumme für die einzelne versi-
cherte Sachen niedriger als der Versicherungswert 
zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls (Unterver-
sicherung), so wird der gemäß Ziffern 12.1 und 12.2 
ermittelte Betrag entsprechend dem Verhältnis zwi-
schen dem Versicherungswert und der Versiche-
rungssumme gekürzt. 

13 Überversicherung, Mehrfachversicherung 

13.1 Übersteigt die Versicherungssumme den Wert der 
versicherten Sachen erheblich, so kann sowohl der 
Versicherer als auch der Versicherungsnehmer 
verlangen, dass zur Beseitigung der 
Überversicherung die Versicherungssumme mit 
sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. 

Von diesem Zeitpunkt an ist für die Höhe der Prämie 
der Betrag maßgebend, den der Versicherer 
berechnet haben würde, wenn der Vertrag von 
vornherein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden 
wäre. 
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Hat der Versicherungsnehmer eine Überversicherung 
in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist 
jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. 
Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt. Etwaige Scha-
densersatzansprüche des Versicherers bleiben unbe-
rührt. 

13.2 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn ein Inte-
resse gegen dieselbe Gefahr in bei mehreren Versi-
cherungsverträgen Versicherern versichert ist und 
entweder die Versicherungssummen zusammen den 
Versicherungswert übersteigen oder aus anderen 
Gründen die Summe der Entschädigungen, die von 
jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versi-
cherungen zu zahlen wäre, den Gesamtschaden 
übersteigt. 

Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekom-
men ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies 
wusste, kann er die Aufhebung des später geschlos-
senen Vertrages verlangen. 

Er kann auch verlangen, dass die Versicherungs-
summe auf den Betrag herabgesetzt wird, der durch 
die früher geschlossene Versicherung nicht gedeckt 
ist; in diesem Fall ist der Prämie entsprechend zu min-
dern. 

Das Recht auf Aufhebung oder Herabsetzung erlischt, 
wenn der Versicherungsnehmer es nicht innerhalb ei-
nes Monats geltend macht, nachdem er von der Mehr-
fachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhe-
bung oder Herabsetzung wird zu dem Zeitpunkt wirk-
sam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, 
dem Versicherer zugeht. 

Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversi-
cherung in der Absicht abgeschlossen, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag 
nichtig. Der Versicherer hat, Anspruch auf die Prämie 
bis zu dem Zeitpunkt, in dem er von den die Nichtig-
keit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

14 Fälligkeit der Geldleistung 

14.1 Die Entschädigung wird spätestens zwei Wochen 
nach endgültiger Feststellung des Versicherungsfal-
les und des Umfangs der Leistung durch den Versi-
cherer fällig, jedoch kann einen Monat nach Anzeige 
des Schadens als Abschlagszahlung der Betrag ver-
langt werden, der nach Lage der Sache mindestens 
zu zahlen ist. 

14.2 Sind im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall 
behördliche Erhebungen oder ein strafgerichtliches 
Verfahren gegen den Versicherten eingeleitet wor-
den, so kann der Versicherer bis zum rechtskräftigen 
Abschluss dieser Verfahren die Zahlung aufschieben. 

14.3 Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, 

14.3.1 wenn der Versicherungsnehmer oder ein mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft lebender volljähriger Fami-
lienangehöriger den Versicherungsfall durch Vorsatz 

verursacht hat; bei grober Fahrlässigkeit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entsprechenden Verhältnis zu kürzen,

14.3.2 wenn er aus Anlass des Versicherungsfalles in arg-
listiger Absicht versucht hat, den Versicherer zu täu-
schen. 

15 Wiederherbeigeschaffte Sachen 

15.1 Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen er-
mittelt, so hat der Versicherungsnehmer dies dem 
Versicherer unverzüglich  in Textform anzuzeigen. 

15.2 Sind wiederherbeigeschaffte Sachen mit ihrem vollen 
Wert entschädigt worden, so hat der Versicherungs-
nehmer die Entschädigung zurückzuzahlen oder die 
Sachen dem Versicherer zur Verfügung zu stellen. 
Der Versicherungsnehmer hat hierüber auf Verlangen 
des Versicherers innerhalb von zwei Wochen nach 
Aufforderung zu entscheiden; nach Ablauf dieser Frist 
geht das Wahlrecht auf den Versicherer über. 

15.3 Sind die wiederherbeigeschafften Sachen nur mit ei-
nem Teil ihres Wertes entschädigt worden, so kann 
der Versicherungsnehmer die Sachen behalten und 
muss dann die Entschädigung zurückzuzahlen. Er-
klärt er sich hierzu innerhalb zweier Wochen nach 
Aufforderung durch den Versicherer nicht bereit, so 
sind die Sachen im Einvernehmen mit dem Versiche-
rer öffentlich meistbietend zu verkaufen. Von dem Er-
lös abzüglich der Verkaufskosten erhält der Versiche-
rer den Anteil, welcher der von ihm geleisteten Ent-
schädigung entspricht. 

16 Beginn und Ende der Versicherung 

16.1 Die Versicherung besteht für die vereinbarte Dauer. 
Beträgt diese mindestens ein Jahr, so verlängert sie 
sich um ein Jahr und weiter von Jahr zu Jahr, wenn 
die Versicherung nicht drei Monate vor Ablauf durch 
eine Partei gekündigt wird. 

16.2 Das Versicherungsverhältnis erlischt, sobald der Ver-
sicherungsnehmer seinen ständigen Wohnsitz in der 
Bundesrepublik Deutschland aufgegeben hat. 

Dem Versicherer gebührt die Prämie bis zu diesem 
Zeitpunkt. Erlangt der Versicherer erst nach Aufgabe 
des Wohnsitzes hiervon Kenntnis, gebührt ihm die 
Prämie bis zum Zeitpunkt der Kenntnis. 



* Baukastensystem: Es ist eine Mitgliedschaft des verwendenden VU beim Versicherungsombudsmann e.V. erfor-
derlich. Formulierung beispielhaft und nicht abschließend. Mit * gekennzeichnete Punkte zur 
individuellen Regelung des verwendenden VU. 
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17 Kündigung nach dem Versicherungsfall 

17.1 Nach Eintritt eines Versicherungsfalls können beide 
Parteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die 
Kündigung ist in Textform zu erklären. Siemuss spä-
testens einen Monat nach dem Abschluss der Ver-
handlungen über die Entschädigung zugehen. Der 
Versicherer hat eine Kündigungsfrist von einem Mo-
nat einzuhalten. Kündigt der Versicherungsnehmer, 
so kann er bestimmen, dass seine Kündigung sofort 
oder zu einem späteren Zeitpunkt wirksam wird, je-
doch spätestens zum Schluss der laufenden Versi-
cherungsperiode. 

18 Verjährung 

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjäh-
ren in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich 
nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches. 

19 Meinungsverschiedenheiten, Gerichtsstand 

19.1 Besteht Unzufriedenheit mit einer Entscheidung des 
Versicherers oder hat eine Verhandlung mit dem Ver-
sicherer nicht zu dem gewünschten Ergebnis geführt, 
stehen insbesondere die nachfolgenden Beschwerde-
möglichkeiten offen.  

19.1.1 Versicherungsombudsmann* 

Ein Verbraucher, der mit einer Entscheidung des Ver-
sicherers nicht zufrieden ist, kann sich an den Om-
budsmann für Versicherungen wenden. Dieser ist der-
zeit wie folgt erreichbar: 

Versicherungsombudsmann e.V.  
Postfach 080632  
10006 Berlin  
E-Mail: 
beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
Internet: 
www.versicherungsombudsmann.de 
Telefon: 0800 369 6000 
Fax: 0800 369 9000 

Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unab-
hängige und für Verbraucher kostenfrei arbeitende 
Schlichtungsstelle. Der Versicherer hat sich verpflich-
tet, an dem Schlichtungsverfahren teilzunehmen. 

19.1.2 Versicherungsaufsicht 

Bei Unzufriedenheit mit der Betreuung durch den Ver-
sicherer oder bei Meinungsverschiedenheiten bei der 
Vertragsabwicklung kann sich der Versicherungsneh-
mer auch an die zuständige Aufsicht wenden. Als Ver-
sicherungsunternehmen unterliegt der Versicherer 
der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht. Die derzeitigen Kontaktdaten sind: 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin)  
Sektor Versicherungsaufsicht  
Graurheindorfer Straße 108  
53117 Bonn  
E-Mail: 
poststelle@bafin.de 
Internet: www.bafin.de 

Hinweis: Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann 
einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden. 

19.1.3 Rechtsweg 

Außerdem besteht die Möglichkeit, den Rechtsweg zu 
beschreiten. 

19.2 Gerichtsstand 

19.2.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständig-
keit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für 
den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlas-
sung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche 
Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in des-
sen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Kla-
geerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung 
eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

19.2.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 
ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den 
Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. 

19.2.3 Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, 
bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem 
Sitz oder der Niederlassung des Versicherungsneh-
mers. Das gleiche gilt, wenn der Versicherungsneh-
mer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditge-
sellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine 
eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist. 

19.2.4 Sind der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt 
des Versicherungsnehmers im Zeitpunkt der Klageer-
hebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsver-
trag gegen den Versicherer oder den Versicherungs-
nehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner 
für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlas-
sung. 

20 Schlussbestimmung 

Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Ab-
weichendes bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vor-
schriften. 


